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In Zeiten des Strukturwandels Regionen in 
Deutschland besser fördern
Die regionalen Unterschiede in Deutschland haben abgenommen, sind aber nach 
wie vor beträchtlich. Und sie könnten sich im Zuge der ökologischen und digitalen 
Transformation wieder vergrößern. Drei Dinge sollten deshalb getan werden: Erstens, 
die Regionalfördermaßnahmen und andere Maßnahmen mit regionaler Wirkung besser 
koordinieren. Zweitens, die finanziellen und administrativen Kapazitäten der Kommunen 
verbessern. Und drittens, die Energie- und Digitalinfrastruktur zügig ausbauen.
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Deutschland ist ein stark dezentralisierter Föderalstaat 
mit relativ großen wirtschaftlichen und sozialen Gefällen 
(Abbildung  1). Mit der Wiedervereinigung im Jahr  1990 
nahmen die regionalen Ungleichgewichte beträchtlich 
zu, da die Umstellung von Plan- auf Marktwirtschaft mit 
erheblichen strukturellen Veränderungen und hohen wirt-
schaftlichen und sozialen Anpassungskosten in den öst-
lichen Bundesländern einherging. Hinzu kam der durch 
die Globalisierung, den technologischen Fortschritt und 
die ökologische Transformation ausgelöste Strukturwan-
del, der erhebliche Auswirkungen auf einige Regionen in 
Westdeutschland hatte, wie etwa das Ruhrgebiet oder 
andere Regionen mit viel Bergbau und einer hohen Kon-
zentration an CO2-intensiven Branchen des Verarbeiten-
den Gewerbes (Dauth et al., 2014).

Im Verlauf der letzten zwei Jahrzehnte haben die regio-
nalen wirtschaftlichen Unterschiede vor allem zwischen 
den östlichen und westlichen Bundesländern deutlich ab-
genommen. Die ostdeutschen Bundesländer profitierten 
von erheblichen öffentlichen und privaten Investitionen, 
unterstützt von Regionalfördermaßnahmen des Bundes 

und der Europäischen Union (EU), Verbesserungen der 
institutionellen Qualität sowie einem guten Bildungs- und 
Berufsbildungsangebot. Dank der guten Bildung der Be-
völkerung und der hohen Forschungsqualität konnten ge-
zielt Innovationscluster entwickelt werden, die sich sehr 
positiv auf einige Regionen auswirkten, so z. B. der Halb-
leiter-Cluster in Dresden.

Die regionalen Unterschiede beim Pro-Kopf-Bruttoin-
landprodukts (BIP) der verschiedenen Kreise und kreis-
freien Städte sind aber weiterhin erheblich. Agglome-
rationseffekte und kulturelle Faktoren führten zu einer 
zunehmenden Wirtschafts- und Bevölkerungskonzentra-
tion in den größeren Metropolräumen, was auch in vie-
len anderen OECD-Ländern zu beobachten ist (OECD, 
2023a). Der sich fortsetzende Strukturwandel droht diese 
regionalen Unterschiede weiter zu vergrößern. Regionen, 
in denen CO2- oder energieintensive Branchen oder der 
Automobilsektor eine große Rolle für die Wirtschaftstätig-
keit spielen, werden von der ökologischen Transformation 
stärker belastet (OECD, 2023b).

Die ökologische Transformation wird einigen aktuell 
eher strukturschwachen Regionen im Norden und Os-
ten Deutschlands aber auch Chancen eröffnen. Aufgrund 
wetterbedingter Faktoren haben diese komparative Vor-
teile im Bereich der erneuerbaren Energien, und eine ge-
ringere Bevölkerungsdichte führt eher zur Akzeptanz von 
Solar- und Windparks. Dies könnte Unternehmen aus an-
deren Regionen anlocken, die ihre Produktion dekarboni-
sieren möchten.

Auch die Digitalisierung wird die Produktionsprozesse 
und die Arbeitswelt weiter erheblich verändern. In den 
deutschen Regionen gibt es starke Innovatoren im Be-
reich traditioneller Technologien. Die Verbreitung digita-
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Abbildung 1
Regionale Einkommensunterschiede in ausgewählten Staaten
Pro-Kopf-BIP auf regionaler Ebene, in tausend USD zu konstanten Preisen von 2015, kaufkraftbereinigt, 2021

Die OECD teilt Länder für regionale Vergleiche in sogenannte „Territorial Levels“ (TL) ein — meist in 3 Ebenen: TL1 für größte Regionen, TL2 für mittlere 
Regionen, TL3 für kleinste Regionen. In Deutschland entsprechen die TL3-Regionen den Kreisen. Berücksichtigt sind nur Länder, für die auf TL3-Ebene 
aufgeschlüsselte regionale Daten vorliegen. Die nationalen Durchschnittswerte sind nach Einwohnerzahl der TL3-Regionen gewichtet. 

Quelle: OECD (2024a).

ler Technologien wird jedoch immer noch durch fehlende 
digitale Kompetenzen und einen schlechten Zugang zu 
schnellem Breitbandinternet behindert. Die sehr hete-
rogenen demografischen Trends drohen die regionalen 
Ungleichheiten ebenfalls zu vergrößern. In einigen wirt-
schaftsschwachen Regionen wird die Bevölkerung Prog-
nosen zufolge in den nächsten zwei Jahrzehnten noch-
mals um mehr als 10 % zurückgehen, was den Fachkräf-
temangel verschärfen, die unternehmerische Tätigkeit 
bremsen und die Kosten der Daseinsvorsorge erheblich 
erhöhen könnte.

Vor diesem Hintergrund gilt es, in drei großen Politikberei-
chen zu handeln:

1) Regionalfördermaßnahmen und andere Maßnahmen 
mit regionaler Wirkung besser koordinieren

Umfangreiche Transfers zwischen den verschiedenen 
staatlichen Ebenen haben das Ziel, gleichwertige Le-
bensverhältnisse in allen Teilen Deutschlands zu sichern. 
Ein Großteil dieser Mittel wird jedoch nicht hinreichend 
koordiniert und fließt nicht in die Regionen, in denen der 
Bedarf am größten ist (Abbildung 2). Die meisten Trans-
fers erfolgen innerhalb der Länder über kommunale Fi-
nanzausgleichssysteme, die die Kommunen durch Zu-
weisungen für die Finanzierung von öffentlichen Dienst-
leistungen und Verwaltungsstrukturen sowie öffentlichen 

Investitionen unterstützen (Thöne & Bullerjahn, 2020). Der 
Länderfinanzausgleich sowie die allgemeinen Bundeser-
gänzungszuweisungen (BEZ) an bestimmte Länder ver-
ringern die Unterschiede bei der Finanzkraft der Länder. 
Darüber hinaus gibt es zweckgebundene Finanzhilfen des 
Bundes für von den Ländern oder Gemeinden mitfinan-
zierte Vorhaben, um kommunale Investitionen in Berei-
chen wie Forschung, Digital- und Verkehrsinfrastruktur, 
öffentlicher Verkehr, Stadtentwicklung, Bildung, Kin-
derbetreuung und Wohnungsbau zu sichern. Alle diese 
Transfers zwischen den verschiedenen staatlichen Ebe-
nen haben erhebliche Verteilungseffekte auf die Länder 
und ihre Kommunen und verbessern die Rahmenbedin-
gungen für die lokale Wirtschaftsentwicklung, sie gelten 
allerdings nicht als Regionalfördermaßnahmen.

Ziele der regionalen Wirtschaftsförderung werden direkt 
über das Gesamtdeutsche Fördersystem für struktur-
schwache Regionen (GFS) verfolgt. Die Mittel aus dem 
GFS sind deutlich weniger umfangreich (0,1 % des BIPs, 
im Vergleich zu 1,3 % bei den Kofinanzierungsmitteln), 
und eine Koordination mit den anderen Finanztransfers 
findet nicht statt. Über die GFS-Programme werden In-
vestitionszuschüsse, lohnkostenbezogene Zuschüsse, 
zinsverbilligte Kredite sowie Fördermittel für Forschung 
und Entwicklung, Weiterbildungsmaßnahmen und Digita-
lisierung für Unternehmen sowie Mittel für die öffentliche 
Infrastruktur gewährt. Die Mittel werden von sieben Bun-
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desministerien über 16  Förderprogramme bereitgestellt 
und zu großen Teilen nach dem sogenannten Regionalin-
dikatorenmodell auf strukturschwache Regionen verteilt. 
Dieses Indikatorenmodell misst die Produktivität und die 
Beschäftigungsergebnisse, die Qualität der Infrastruktur 
und die demografischen Aussichten. Dieser inländische 
Rahmen für die Regionalförderung wird durch Mittel für 
Übergangsregionen aus der europäischen Kohäsionspo-
litik ergänzt, die mehrheitlich von den Ländern verwaltet 
werden und an Kommunen, Forschungseinrichtungen so-
wie kleine und mittlere Unternehmen (KMU) gehen.

Bessere Abstimmung und Zielgenauigkeit dieser ver-
schiedenen Transfers bietet erhebliches Potenzial, die 
Ausgabeneffizienz zu steigern und den Bürokratieauf-
wand zu verringern. Ein großer Teil der zweckgebunde-
nen Mittelzuweisungen des Bundes für die Stadtent-
wicklung, die Verkehrs- und Digitalinfrastruktur, die Bil-
dungs- und Forschungsinfrastruktur sowie den sozialen 
Wohnungsbau erfolgt nicht nach dem Regionalindika-
torenmodell. Vielmehr beruht die Aufteilung der Mittel 
zwischen den Ländern häufig auf dem Steueraufkom-
men und der Bevölkerungszahl der Länder (Königstei-
ner Schlüssel). Durch eine bessere Abstimmung dieser 
zweckgebundenen Mittel mit den Mitteln aus dem GFS 
und der EU-Kohäsionspolitik und eine stärkere Nutzung 
des Regionalindikatorenmodells für die Mittelverteilung 
ließen sich die Zielgenauigkeit verbessern und die Aus-
gabeneffizienz steigern. Dies ist umso wichtiger, als über 
das jüngst geschaffene Sondervermögen Infrastruktur in 
den kommenden zwölf Jahren 100 Mrd. Euro an die Län-
der und Kommunen fließen werden, um deren Investiti-
onstätigkeit zu unterstützen.

Mehr Transparenz und eine bessere Koordinierung der 
verschiedenen Förderprogramme würden auch die Ver-
waltungskosten und Informationsasymmetrien verrin-
gern, die durch die fragmentierten Antragsverfahren ent-
stehen, vor allem für Kommunen mit begrenzten Verwal-
tungskapazitäten. Mit der 2019 erfolgten Einbeziehung 
der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen 
Wirtschaftsstruktur“ (GRW) in das GFS konnte beispiels-
weise die Koordinierung verbessert und die Effizienz ge-
steigert werden, indem Antragsverfahren harmonisiert 
wurden und eine bedingte Übertragbarkeit der Mittel zwi-
schen den verschiedenen Programmen eingeführt wurde. 
Dadurch erhöhten sich die Flexibilität und die Planungssi-
cherheit der Empfänger (Suedekum, 2023).

Die geplante zentrale Anlaufstelle für die Beantragung von 
Fördermitteln, insbesondere für an die Kommunen gerich-
tete Förderprogramme – die Förderzentrale Deutschland 
– sollte dahin gehend erweitert werden, dass sie Zugriff 
auf eine größere Zahl von Förderprogrammen des Bun-
des sowie auf Programme der EU-Kohäsionspolitik und 
der Länder gibt. Zudem sollte sie genutzt werden, um die 
Antragsverfahren zu harmonisieren und zu vereinfachen.

2) Die finanziellen und administrativen Kapazitäten der 
Kommunen verbessern

Der große Investitionsstau im Infrastrukturbereich auf 
kommunaler Ebene belastet die wirtschaftliche Entwick-
lung und die Qualität der öffentlichen Dienstleistungen 
(Abbildung 3). Auf die Kommunen entfallen rund 40 % der 
gesamtstaatlichen Investitionsausgaben. Der Investiti-
onsstau hat 2022 ein Niveau von 4,2 % des BIP erreicht 

Abbildung 2
Transfers zwischen verschiedenen staatlichen Ebenen
in % des BIP und Prozentpunkten, 2023

In der ersten Säule sind Daten von 2022 zum Gesamtdeutschen Fördersystem für strukturschwache Regionen berücksichtigt.

Quellen: BMWK (2024), BMF (2023), Durán Laguna (2024), OECD (2024b), eigene Berechnungen.
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(BMF, 2023). Die Gründe für den Infrastrukturstau reichen 
von schwachen Planungskapazitäten über langwierige 
Planungs- und Genehmigungsverfahren bis hin zu einer 
Verschlechterung der Finanzlage in den letzten Jahren. 
Höhere Transferleistungen infolge der Pandemie und der 
Energiekrise, auf Bundesebene beschlossene Sozialleis-
tungserhöhungen, ein starker Zustrom von Geflüchteten, 
steigende Energiepreise, Lohnerhöhungen im öffentlichen 
Sektor, steigende Baukosten und hohe Zinsen haben den 
Ausgabendruck erhöht, während die Steuereinnahmen 
stagnierten.

Aufgrund von Unterschieden bei der Wirtschaftsleistung 
ist die Lage in den verschiedenen Kreisen und kreisfrei-
en Städten jedoch nach wie vor sehr unterschiedlich. Die 
großen Unterschiede bei der Finanzlage der Kommunen, 
den öffentlichen Investitionen und der Daseinsvorsorge 
korrelieren auch stark mit dem Vertrauen in die öffent-
lichen Institutionen. Um die Finanzlage ärmerer Kom-
munen zu verbessern, gilt es, die lokale Steuerbasis zu 
verbreitern, den Kommunen einen größeren Teil der Ge-
meinschaftsteuern zuzuweisen und den kommunalen 
Finanzausgleich zu verbessern. Durch eine stärkere Zu-
sammenarbeit der Kommunen, eine Bündelung ihrer Auf-
gaben und die Übertragung einiger ihrer Aufgaben auf 
andere Verwaltungsebenen ließen sich die Verwaltungs-
kapazitäten erheblich steigern.

Feste Ausgaben, die auf anderen staatlichen Ebenen fest-
gelegt werden, wie z. B. auf Bundesebene beschlossene 
Sozialleistungen, begrenzen die Mittel der Kommunen für 
langfristige Infrastrukturinvestitionen. Zwar sorgen Bun-
deszuweisungen und höhere Umsatzsteueranteile für 
eine gewisse Entlastung, doch decken diese häufig nur 

einen Teil der kommunalen Sozialausgaben. (Freier et al., 
2023). Wenn Gesetzesänderungen auf Bundesebene die 
Kosten für die Gemeinden erhöhen, sollten die Kommu-
nen einen höheren Anteil an der Umsatzsteuer oder an-
deren Gemeinschaftssteuern erhalten, ohne dass ande-
re Zuweisungen gekürzt werden. Um ein ausgewogenes 
öffentliches Dienstleistungsangebot und eine stabile und 
ausreichende Finanzierung der Kommunen sicherzustel-
len, ist zudem entscheidend, den Effekt von Steuerrefor-
men auf Bundesebene auf die Kommunen zu evaluieren.

Darüber hinaus sind die meisten kommunalen Finanz-
ausgleichssysteme nicht kostenbasiert, sodass die Zu-
weisungen stark mit den Einnahmen der Bundesländer 
schwanken, was die finanziellen Schwierigkeiten in kon-
junkturellen Abschwungphasen verstärkt. Einige Bundes-
länder haben Verstetigungsmodelle oder kostenbasierte 
Ansätze eingeführt, um Abhilfe zu schaffen. Allerdings 
könnte eine breitere Einführung kostenbasierter Aus-
gleichssysteme, wie in Norwegen und Schweden, die 
Reaktionsfähigkeit auf externe Schocks verbessern und 
die Ausgabeneffizienz steigern (Thöne & Bullerjahn, 2020; 
OECD, 2021). Die Finanzierung dieser Programme unter 
anderem durch Beiträge wohlhabenderer Kommunen 
und eine Berechnung der Beiträge auf der Grundlage der 
kommunalen Steuerkraft, unter Berücksichtigung unter 
anderem der aktualisierten Katasterwerte für die Grund-
steuern, anstatt der tatsächlichen Einnahmen, würden 
Fairness und Effizienz fördern (OECD, 2021).

Eine Steigerung der Einnahmen aus der Grundsteuer wür-
de die Abhängigkeit der Kommunen von Finanztransfers 
verringern, die Einnahmen stabilisieren und die Anreize 
zur Erhöhung der Ausgabeneffizienz stärken. Die Einnah-

Abbildung 3
Kapitalstock der Kommunen
Bruttoanlageinvestitionen abzüglich Abschreibungen, in % des BIP und Prozentpunkten

Quelle: OECD (2024c).
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men aus den Gewerbesteuern, die die größte Einnahme-
quelle darstellen, schwanken stark mit dem Konjunktur-
zyklus, was die Planungssicherheit für die Kommunen 
beeinträchtigt. Das Aufkommen aus Steuern auf unbe-
wegliches Vermögen, die stabilere Einnahmen bringen, ist 
im Vergleich zu anderen OECD-Ländern niedrig. Gemes-
sen am BIP stagniert es seit den 1990er Jahren, obwohl 
sich die Grundstückspreise in den letzten zehn Jahren 
mehr als verdoppelt haben und die Immobilienpreise um 
rund 80 % gestiegen sind (Fuest et al., 2021; Bach & Eich-
felder, 2021).

Die vor Kurzem durchgeführte Grundsteuerreform ist ein 
wichtiger Schritt in die richtige Richtung, da damit eine 
regelmäßige Aktualisierung der Boden- und Gebäude-
werte anhand der Verkehrswerte eingeführt wurde. Bisher 
beruhte die Bemessungsgrundlage für die Grundsteuer 
auf Werten aus den 1960er Jahren (Westdeutschland) 
bzw. 1930er Jahren (Ostdeutschland) (Bach & Eichfelder, 
2021). Diese Reform sollte genutzt werden, um die Ein-
nahmen aus der Grundsteuer zu erhöhen und zugleich 
einen bundesweiten Mindesthebesatz einzuführen, um 
einem schädlichen Steuerwettbewerb entgegenzuwirken. 
Um zahlungsschwache, aber vermögensreiche Haushalte 
zu entlasten, könnten Steuerstundungen eingeführt wer-
den – wie dies in Dänemark, Irland, Kanada und einigen 
US-Bundesstaaten der Fall ist. Dabei muss nur sicherge-
stellt sein, dass die noch nicht entrichteten Steuern bei 
Verkauf oder Vererbung der Immobilie bezahlt werden. 
Die Bundesländer könnten solche Programme finan-
zieren, um die Grundsteuereinnahmen der Gemeinden 
zu garantieren, wie dies in neun US-Bundesstaaten ge-
schieht (Dougherty & Kim, 2023).

Neben finanziellen Schwierigkeiten haben auch begrenz-
te Kapazitäten für strategische Planung und Projektma-
nagement dazu geführt, dass der kommunale Investi-
tionsstau regional sehr unterschiedlich ist. Begrenzte 
Verwaltungskapazitäten erschweren auch die Beantra-
gung und Verwaltung von Zweckzuweisungen anderer 
staatlicher Ebenen oder der EU, was die Wirksamkeit 
dieser Mittel zur Bewältigung des kommunalen Infrastruk-
turstaus beeinträchtigt. So variierte beispielsweise die 
Absorption von GFS-Mitteln in strukturschwachen Regi-
onen zwischen Gemeinden erheblich (BMWK, 2024). Der 
Fachkräftemangel nimmt zu, und es wird immer schwie-
riger, die in den Kommunalverwaltungen erforderlichen 
Fachkräfte zu gewinnen und zu halten. Eine schnellere 
Digitalisierung der öffentlichen Verwaltung, eine Verringe-
rung des Verwaltungsaufwands und eine Verbesserung 
der Personalpolitik sind wichtige politische Hebel, um die 
Verwaltungskapazitäten und die Qualität der öffentlichen 
Dienstleistungen auf lokaler Ebene zu verbessern. Dies 
sollte mit einer besseren Kooperation und einer Bünde-

lung von Aufgaben zwischen den Kommunen kombiniert 
werden. Bestimmte Aufgaben, bei denen große Skalen-
effekte erzielt werden können, sollten zudem an andere 
Verwaltungsebenen übertragen werden.

Es gibt großes Potenzial, die Kosten öffentlicher Dienst-
leistungen im Verhältnis zur Bevölkerung durch Ge-
bietsreformen oder verstärkte Kooperation zu senken. 
Trotz einiger Gebietsreformen gibt es noch immer mehr 
als 10.500  Gemeinden mit einer durchschnittlichen 
Einwohner:innenzahl von weniger als 8.000, im Vergleich 
zu rund  26.000 Einwohner:innen im Median der OECD-
Länder. Gemeindeverbände bieten z. B. einen geeigneten 
institutionellen Rahmen, um die Zusammenarbeit zwi-
schen kleineren Kommunen zu erleichtern. In Bereichen 
wie Abfallwirtschaft, öffentlicher Verkehr oder Tourismus 
gibt es diese Art der Kooperation bereits (Zimmermann, 
2017). Die Angst der Kommunen vor einem Autonomie-
verlust sowie Datenschutzbedenken stellen jedoch Hin-
dernisse für die institutionelle Zusammenarbeit zwischen 
den Gemeinden dar. Um diese Probleme anzugehen, hat 
Nordrhein-Westfalen das Kompetenzzentrum für inter-
kommunale und regionale Zusammenarbeit eingerichtet. 
Es ist dafür zuständig, die Kommunen in den frühen Pha-
sen der Zusammenarbeit zu beraten, hauptsächlich im 
Hinblick auf den potenziellen Mehrwert erhöhter Synergi-
en. Solche Anstrengungen sollten intensiviert und durch 
finanzielle Anreize zur Stärkung der kommunalen Zusam-
menarbeit bei der Erbringung öffentlicher Dienstleistun-
gen ergänzt werden, z. B. durch Anreize im kommunalen 
Finanzausgleich. Eine Option wäre auch, die Zusammen-
arbeit der Kommunen bei bestimmten Dienstleistungen 
vorzuschreiben.

Durch die Bündelung von Aufgaben oder die Übertragung 
jener Aufgaben an andere Verwaltungsebenen, die voll-
ständig digitalisiert werden können und keine Beratung 
vor Ort erfordern, kann der Druck auf die Verwaltungs-
kapazitäten auf der lokalen Ebene verringert werden. 
Die Beantragung und Ausstellung von Pässen, Personal-
ausweisen und Führerscheinen ist beispielsweise in vie-
len OECD-Ländern zentralisiert und digitalisiert, wobei 
die Dokumente per Einschreiben zugestellt werden. In 
Deutschland werden diese Dokumente ebenfalls zentral 
gedruckt, für die Antragsverfahren und die Aushändigung 
der Dokumente sind die einzelnen Gemeinden jedoch 
selbst zuständig. Viele Kommunen haben die Antragsver-
fahren digitalisiert, dafür aber verschiedene IT-Anbieter 
genutzt, und eine Vernetzung der Systeme ist vielfach 
nicht möglich. Eine Bündelung oder Zentralisierung die-
ser Verwaltungsverfahren würde die Ausgabeneffizienz 
erhöhen und die dadurch frei werdenden personellen 
Ressourcen könnten für andere Aufgaben verwendet 
werden (NKR, 2025). Das Potenzial, die Ausgabeneffizi-
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enz durch mehr Zusammenarbeit zu steigern, ist vor allem 
im öffentlichen Beschaffungswesen groß (OECD, 2019).

3) Verbesserung der Energie- und Digitalinfrastruktur

Der rasche Ausbau der Wind- und Solarstromerzeugung 
hat das Stromübertragungsnetz stark strapaziert, da die 
Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien größtenteils 
im Norden und Osten erfolgt, während sich die Nachfrage 
im Westen und Süden des Landes konzentriert. Der Aus-
bau des Stromnetzes und die Verbesserung der Netzver-
bindungen mit den Nachbarländern sind entscheidend, 
um in allen Regionen Energieversorgungssicherheit und 
erschwingliche Preise zu gewährleisten. 

Die Vorgängerregierung hat die Planungs- und Genehmi-
gungsverfahren für den Netzausbau stark vereinfacht und 
beschleunigt, indem sie diese Projekte als Vorhaben von 
überragendem nationalen Interesse eingestuft hat. Aller-
dings beeinträchtigen lange Warteschlangen für den Netz-
anschluss von Speicherkapazitäten und energieintensiven 
Großanlagen, die ihre Produktion elektrifizieren, weiterhin 
die Versorgungssicherheit, den industriellen Wandel und 
die regionale Entwicklung. Eine Reform der Konzessions-
vergabe für Netzausbauprojekte ist notwendig, um die Re-
gulierungsperiode für Netzbetreiber zu verkürzen und den 
Verwaltungsaufwand weiter zu verringern.

Außerdem könnte eine weitere Verbesserung der Netzent-
geltanreize für die Übersiedlung von Unternehmen in Ge-
biete, die mit Strom aus erneuerbaren Energien versorgt 
werden, die regionale wirtschaftliche Konvergenz unter-
stützen und die ökologische Transformation fördern. In 
Regionen mit hohem Potenzial für erneuerbare Energien, 
wie der Norden und Osten, sind die Netzentgelte bis zu 
dreimal so hoch wie in anderen Regionen. Dies erschwert 
das Anlocken von Unternehmen, den Ausbau der erneu-
erbaren Energien und die öffentliche Akzeptanz neuer 
Anlagen. Durch eine Reform im Jahr 2025 werden die zu-
künftigen Kosten für den Netzausbau bundesweit gleich-
mäßiger verteilt, wodurch die jährlichen Stromkosten für 
die Verbraucher in den betroffenen Regionen sinken. Es 
bedarf einer laufenden Marktaufsicht, um sicherzustel-
len, dass diese Einsparungen die Verbraucher erreichen. 
Weitere Senkungen der Netzentgelte in diesen Regionen 
sollten in Erwägung gezogen werden.

Die regionale Entwicklung ließe sich auch durch eine 
Ausweitung der Versorgung mit leistungsfähigen Inter-
netanschlüssen auf alle Regionen fördern. Während die 
Unternehmensausgaben für Forschung und Entwicklung 
über dem OECD-Durchschnitt liegen, verharren die In-
vestitionen in digitale Technologien auf einem vergleichs-
weise geringen Niveau. Ein wichtiger Faktor ist hier die 
niedrige durchschnittliche Downloadgeschwindigkeit, die 

Abbildung 4
Downloadgeschwindigkeit von Regionen in Europa
Durchschnittliche Downloadgeschwindigkeit im Festnetz auf regionaler Ebene, Mbit/s, Q1 2023

Die regionale Differenz bezieht sich auf die Ebene der NUTS2-Regionen (die in Deutschland den Regierungsbezirken entsprechen). Die EU hat das NUTS-
System eingeführt, damit Regionen in verschiedenen Ländern vergleichbar analysiert werden können. NUTS 1 sind große Regionen,  NUTS 2 mittlere 
Regionen und NUTS 3 kleine Regionen.

Quelle: Europäische Kommission (2024).
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zwischen den Regionen – vor allem zwischen Stadt und 
Land – erheblich schwankt (Abbildung 4). Der Anteil der 
Glasfaseranschlüsse ist mit 36 % niedrig und die meisten 
Haushalte sind nach wie vor auf kupferbasierte DSL-An-
schlüsse angewiesen, was Glasfaserausbau und Wettbe-
werb behindert (Europäische Kommission, 2024; VATM, 
2024). Ohne sorgfältige Planung könnte der Übergang 
von Kupfer- zu Glasfasernetzen erhebliche Zugangs-
barrieren für neue Marktakteure schaffen und damit den 
Wettbewerb behindern und den Glasfaserausbau ver-
langsamen. Die gemeinsame Infrastrukturnutzung sollte 
erleichtert werden, um den Wettbewerb zu fördern und 
die Engpässe bei der Glasfaseranbindung zu beseitigen. 
2023 wurde eine bundesweit geltende Norm für die Re-
duzierung der erforderlichen Grabtiefe für Erdkabel veröf-
fentlicht, die die Unsicherheit der Planungs- und Geneh-
migungsbehörden und der Bevölkerung im Hinblick auf 
Sicherheits- und Gesundheitsrisiken deutlich verringern 
könnte. Dies sollte jedoch mit der Einstufung digitaler Inf-
rastrukturprojekte als Vorhaben von überragendem natio-
nalen Interesse kombiniert werden, um die Planungs- und 
Genehmigungsverfahren weiter zu vereinfachen und zu 
beschleunigen.
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Title: Better Support Regions in Times of Structural Change
Abstract: Regional disparities in Germany have decreased but still remain considerable. And they could widen again as a result of the 
ecological and digital transformation. Regional economic development should be better coordinated in the future in order to increase 
its effectiveness. This could be done, in particular, with the federal government’s extensive earmarked funding, e.g. in areas such as in-
frastructure, innovation and industrial policy. Furthermore, the financial and administrative capacities in many municipalities need to be 
improved in order to resolve infrastructure backlogs and cope with structural changes. In addition to increasing property tax revenues, 
municipalities should receive compensation when legislative changes at the federal level affect their budgets. Greater cooperation and 
the bundling of tasks at the municipal level can increase spending efficiency and administrative capacity, which is particularly important 
in the context of increasing staff shortages.


